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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Das Parlament erteilte dem Bundesrat den Auftrag, zu überprüfen, ob in der laufenden
Revision der Akkreditierungsverordnung eine Offenlegungspflicht für die
Interessenbindung der Bundeshausjournalisten einzuführen ist. Der Nationalrat, von
dem diese Idee ursprünglich stammte, schloss sich im Berichtsjahr der kleinen Kammer
an und überwies die von dieser abgeänderte Motion Stahl (svp, ZH). Der Nationalrat
stellte sich damit gegen die Mehrheit seiner SPK, welche seit dem letzten Jahr ihre
Meinung geändert hatte und nun eine derartige Gesinnungsüberprüfung bei
Medienschaffenden als unnötig und rechtswidrig beurteilte. 1

MOTION
DATUM: 23.03.2007
HANS HIRTER

Parlamentsorganisation

Ein recht grosser Teil der Mitglieder des Nationalrats nahm die Gelegenheit wahr, sein
Misstrauen oder zumindest Unbehagen gegenüber den akkreditierten
Bundeshausjournalisten auszudrücken. Mit 105 zu 52 Stimmen überwies der Rat eine
Motion Stahl (svp, ZH), welche ein Verzeichnis verlangt, in dem öffentlich aufgelistet
wird, welchen Parteien, Verbänden und anderen politischen Organisationen diese
Medienschaffenden angehören. Der Ständerat lehnte dieses Begehren als
Gesinnungsschnüffelei ab; auf Antrag seiner SPK überwies er aber eine abgeänderte
Motion Stahl, welche den Bundesrat auffordert, im Rahmen der ohnehin laufenden
Revision der Akkreditierungsverordnung eine Offenlegungspflicht zu prüfen. 2

MOTION
DATUM: 18.12.2006
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Obgleich der Bundesrat bereit war, den Vorstoss in Postulatsform entgegen zu nehmen,
wurde eine Motion Teuscher (gp, BE), die verlangte, Betriebe, welche Arbeitnehmende
auf Abruf beschäftigen, seien von der Auftragsvergabe im Bereich des öffentlichen
Beschaffungswesens auszuschliessen, von Stahl (svp, ZH) bekämpft und damit
vorderhand der Diskussion entzogen. 3

MOTION
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Eine Motion Rossini (sp, VS), die den Bundesrat beauftragen wollte, gesetzliche
Bestimmungen zu erlassen, damit der Einfluss von politischen Entscheiden auch
ausserhalb des eigentlichen Gesundheitsbereichs auf die Volksgesundheit systematisch
evaluiert werden kann, wurde trotz Opposition von Stahl (svp, ZH), der sich jeder
weiteren Form einer Regulierung widersetzte, mit 83 zu 62 Stimmen in der
Postulatsform angenommen. 4

MOTION
DATUM: 17.04.2002
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Stahl (svp, ZH) verlangte vom Bundesrat Sofortmassnahmen zur Förderung
der Heimdialyse. Eine Erhöhung des Anteils der Heimdialyse-Patienten könnte aufgrund
der steigenden Anzahl von Dialysepatienten in den kommenden Jahren zweistellige
Millionenbeträge einsparen. Auch der Bundesrat betrachtete den Rückgang der
Heimdialyse und die damit verbundene Kostensteigerung als problematisch. Er war aber
der Ansicht, dass eine Förderung nicht Aufgabe des Bundes sei und lehnte die Motion
daher ab. Dem folgte auch der Nationalrat. 5

MOTION
DATUM: 20.03.2009
LINDA ROHRER
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Die FDP-Liberale-Fraktion vertrat die Ansicht, dass durch die Covid-19-Pandemie
Defizite bei der Digitalisierung des Schweizer Gesundheitssystems ersichtlich geworden
seien, die es nun zu verbessern gelte. Mittels Motion forderte sie daher eine
Beschleunigung der Digitalisierungsprozesse im Gesundheitswesen. Dazu sah sie
Massnahmen zu insgesamt fünf verschiedenen Punkten vor. Die ersten beiden betrafen
das Verwenden des elektronischen Patientendossiers als Standard durch alle im
Gesundheitswesen tätigen Personen und die Anerkennung und Förderung von
Telemedizin. Weiter wollten die Motionärinnen und Motionäre eine ausschliesslich
digitale Korrespondenz zwischen den verschiedenen Akteuren und Akteurinnen im
Gesundheitssystem erreichen, wobei diesbezüglich Ausnahmen für Patientinnen und
Patienten mit eingeschränktem Zugang zu digitalen Kommunikationsmitteln gelten
sollten. Schliesslich beabsichtigte die FDP-Liberale-Fraktion mit dem Geschäft, den
Einsatz von Anwendungen zur eigenständigen Überprüfung des Gesundheitszustandes –
auch im Zusammenhang mit der Grundversicherung – zu fördern und das Beziehen von
Medikamenten über das Internet zu erleichtern. Während der Bundesrat in seiner
Stellungnahme die ersten drei Punkte unterstützte und auf bereits laufende Arbeiten
wie die Strategie eHealth Schweiz 2.0, die Umsetzung eines Postulats Wehrli (fdp, VD;
Po. 18.4328) sowie die Nationale Strategie zur Prävention nichtübertragbarer
Krankheiten 2017–2024 verwies, beantragte er die Ablehnung der vierten und fünften
Ziffer. Bezüglich digitaler Anwendungen und Apps verwies er auf das in der
Grundversicherung geltende Solidaritätsprinzip und auf die mögliche Benachteiligung
bestimmter Personengruppen. Betreffend den Versandhandel von Medikamenten
werde die Landesregierung aller Voraussicht nach 2022 den Bericht in Erfüllung eines
Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382) verabschieden. Es sei folgerichtig, bis dahin mit
dem Fällen von entsprechenden Entscheiden zuzuwarten. Während der Pandemie habe
sich im Übrigen gezeigt, dass die Versorgung von Menschen, die zuhause bleiben
mussten, mittels verschiedener Dienste habe gewährleistet werden können.
Diskussionslos und stillschweigend folgte die grosse Kammer in der Herbstsession 2020
dem Antrag des Bundesrates. 6

MOTION
DATUM: 25.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Sport

Nach der Ablehnung der Olympia-Finanzierung durch die Bündner Stimmbürgerschaft
reichte die WBK des Nationalrates im Mai des Berichtsjahres eine Motion zur Förderung
von Sportveranstaltungen ein. Gestützt auf das Sportförderungsgesetz soll die
Regierung eine Vorlage zur konkreten Förderung von Breiten-, Nachwuchs- und
Leistungssport sowie die Umsetzung von ausgewählten Projekten aus dem NIV-Konzept
(Nachhaltigkeit, Innovation und Vermächtnis) ausarbeiten. Die WBK erachtete das Nein
zum Olympiaprojekt nicht als grundsätzliche Kritik an der Sportförderung oder gar als
ein Vorbehaltsvotum gegen andere wiederkehrende Sportanlässe wie Welt- oder
Europameisterschaften. Deswegen sollten von den zahlreichen Ideen und Projekten,
welche im Zusammenhang mit einer allfälligen Olympiakandidatur entwickelt wurden,
einige trotzdem weiterverfolgt werden. Diese Projekte, welche nicht direkt mit den
Spielen in der Schweiz zusammenhängen, jedoch wohl die Bewegung, Infrastruktur und
Dynamik des Sports begünstigten, sollen nicht einfach fallen gelassen werden, so der
Grundgedanke dieses Vorstosses. Der Bundesrat sah mit dem kürzlich revidierten
Sportförderungsgesetz die gestellten Forderungen bereits als erfüllt an und beantragte
deswegen die Ablehnung der Motion. Eine Erhöhung der Mittel sei denkbar, es bedürfe
aber des politischen Willens dazu. Eine Anhörung der interessierten Kreise hinsichtlich
des Entwurfs eines neuen Leistungskonzeptes stellte der Bundesrat jedoch in Aussicht.
Im Nationalrat fand der Vorstoss dennoch Gehör und wurde auf Antrag der Kommission
deutlich angenommen. Kommissionssprecher Stahl (svp, ZH) betonte insbesondere die
positiven Effekte der Vorbereitungsarbeiten im Bereich des Nachwuchs- und
Spitzensports, welche die Olympiakandidatur bereits vor der Bewerbung freigesetzt
hatte. Gleichzeitig hielt er auch fest, dass es nicht primär um eine finanzielle
Unterstützung gehe, sondern aus Sicht der Kommission vielmehr um die Bedeutung und
die ideelle Unterstützung der Veranstaltungen sowie der Förderung des Nachwuchs-
und Spitzensports. Schlussendlich seien sowohl die Veranstaltungen wie auch die
Spitzenathleten verlässliche Botschafter der Schweiz. Eine kurze Rede des
Sportministers liess die Stimmung nicht kippen: 169 Nationalrätinnen und Nationalräte
schickten das Geschäft in den Ständerat, lediglich fünf stellten sich dagegen. Die kleine
Kammer wird sich im kommenden Jahr damit befassen. 7

MOTION
DATUM: 26.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Eine Anpassung der Bestimmungen im Freizügigkeitsgesetz für eine Flexibilisierung
der Wahl der Anlagestrategien in der beruflichen Vorsorge forderte Jürg Stahl (svp, ZH)
in einer Motion. Der Bundesrat sprach sich für die Annahme der Motion aus und
National- sowie Ständerat folgten dem Antrag stillschweigend. 8

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANJA HEIDELBERGER

Im Rahmen der Änderung des Freizügigkeitsgesetzes erklärte der Bundesrat die Motion
Stahl (svp, ZH) als erfüllt. Zukünftig sollen Versicherte mit risikoreicheren Strategien im
rein überobligatorischen Bereich der beruflichen Vorsorge den effektiven Wert ihres
Vorsorgeguthabens erhalten. Die Versicherten müssen somit sowohl allfällige Gewinne,
als auch allfällige Verluste selber tragen. Stillschweigend stimmten National- und
Ständerat der Abschreibung zu. 9

MOTION
DATUM: 22.09.2015
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Les chambres ont adopté une motion Stahl (udc, ZH) chargeant le Conseil fédéral de
modifier la LAMal afin d’autoriser la fixation de durée de contrat plus longue pour les
franchises à option. Le motionnaire estime que le fait d’opter pour des franchises plus
élevées en contrepartie d’une baisse des primes pour les personnes en bonne santé
contrevient au principe de solidarité entre malades et bien-portants. 10

MOTION
DATUM: 18.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Eine Motion Stahl (svp, ZH) strebt einen Gegenvorschlag zum Zulassungsstopp für
Ärztinnen und Ärzte an. Die vorgesehene Regelung komme einer staatlichen Planung
des ambulanten Bereichs gleich und übertrage den Kantonen zu weitreichende
Kompetenzen. Anstatt die Anzahl der Neuzulassungen von Spezialärztinnen und -ärzten
für die Tätigkeit zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung zu
beschränken, solle der Bundesrat ab einer gewissen Ärztedichte die Vertragsfreiheit
einführen, so das Anliegen. Dies solle dann der Fall sein, wenn in einem Kanton eine
grössere Anzahl Ärzte und Ärztinnen einer Fachrichtung praktizieren würde, als zur
Sicherstellung der medizinischen Versorgung notwendig sei. Die entsprechende
Höchstzahl solle der Bundesrat nach Anhörung der Ärzteschaft und der Versicherer
schweizweit einheitlich festlegen. Der Bundesrat hatte im Frühjahr 2013 die Ablehnung
der Motion insbesondere mit der Begründung beantragt, das Parlament habe
demnächst über die vorübergehende Wiedereinführung der bedarfsabhängigen
Zulassung zu entscheiden und die Motion würde hier vorgreifen. Zudem wies die
Regierung darauf hin, dass die Räte in der Vergangenheit Vorstösse, welche auf die
Einführung der Vertragsfreiheit abzielten, abgelehnt hatten oder nicht auf sie
eingetreten waren. Mittelfristig solle die bedarfsabhängige Zulassung durch eine
nachhaltige neue Regelung ersetzt werden, welche zur Eindämmung der Kosten
beitrage und dabei die Versorgung sicherstelle. Eine entsprechende Regelung solle in
Zusammenarbeit mit den Anspruchsgruppen erarbeitet werden, wobei die im
Parlament eingereichten Vorstösse zur Thematik vertieft zu prüfen seien. Inzwischen
hatten die Räte den Zulassungsstopp wieder eingeführt, trotzdem nahm der Nationalrat
die Motion in der Herbstsession mit 128 zu 58 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen den
Widerstand des geschlossen auftretenden linken Lagers an. 11

MOTION
DATUM: 10.09.2014
FLAVIA CARONI

Der Ständerat behandelte in der Frühjahrssession 2016 die bereits im Jahr 2013
eingereichte und 2014 vom Nationalrat angenommene Motion Stahl (svp, ZH) für einen
Gegenvorschlag zum Zulassungsstopp für Ärztinnen und Ärzte. Inzwischen hatte das
Parlament eine definitive Regelung der Zulassungsteuerung abgelehnt. Gleichzeitig mit
der Motion wurde auch ein Postulat der SGK-SR behandelt, welches einen Bericht zu
verschiedenen Möglichkeiten der Steuerung verlangte. Die Kommission beantragte mit
11 zu 2 Stimmen und im Sinne des Bundesrates, die Motion abzulehnen, wobei die
Kommission mit ebenso vielen Stimmen stattdessen das Postulat zur Annahme empfahl.
Auch die Kommission anerkenne den Handlungsbedarf in dem Bereich, so die
Sprecherin, und das Anliegen der Motion stosse auf Sympathie. Jedoch sei es aus Sicht
der Kommission notwendig, eine breitere Palette an Indikatoren zu erfassen, anhand
derer die Zulassung gesteuert werden soll, namentlich die Tarife und Preise, die
verschiedenen Kategorien von Spezialärztinnen und -ärzten, deren Dichte und die

MOTION
DATUM: 02.03.2016
FLAVIA CARONI
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Qualität der erbrachten Leistungen. Die Motion sei daher zu einseitig und ihre Chancen
im Falle eines Referendums werden als gering erachtet. Zudem seien bereits
geeignetere Bemühungen zur Behandlung des Problems im Gange. Dem folgte der Rat
und lehnte den Vorstoss ab. 12

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medienpolitische Grundfragen

In der Maisession stimmte der Nationalrat der Motion Stahl (svp, ZH) zu, die verlangt,
dass die akkreditierten Bundeshausjournalisten ihre Interessenbindungen offen legen
müssen. Der Ständerat änderte den Motionstext in der Wintersession dahingehend,
dass der Bundesrat verpflichtet wird, im Rahmen der Revision der
Akkreditierungsverordnung die Offenlegung der Interessenbindungen der
Bundeshausjournalisten zu prüfen. 13

MOTION
DATUM: 18.12.2006
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat stimmte der Motion Stahl (svp, ZH) für vermehrte Transparenz bei den
Interessenbindungen von Bundeshausjournalisten in der vom Ständerat
abgeschwächten Form zu. Der Bundesrat wird nun beauftragt, im Rahmen der Revision
der Akkreditierungsverordnung zu prüfen, inwieweit die Interessenbindungen von
Journalisten offen gelegt werden sollen. 14

MOTION
DATUM: 23.03.2007
ANDREA MOSIMANN
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